
Strafsachen eine bedingte Verurteilung grundsätzlich 
ausgeschlossen ist. Eineh.Ausnahme von diesem Grund­
satz liegt hier nicht voft Einmal stellen die von der 
Angeklagten gebrauchten hetzerischen Äußerungen 
eine Ergänzung und Unterstützung derjenigen ihres 
in diesem Verfahren rechtskräftig verurteilten Ehe­
mannes dar und sind nur im Zusammenhang damit 
zu beurteilen. Sie resultieren auch aus derselben 
Ursache: Der Intoleranz unserem Staat gegenüber, der 
es den Angeklagten erst ermöglichte, sich eine gute 
Existenz aufzubauen und der ihnen aus Entgegen­
kommen 15 000 DM an Steuern erlassen hatte. Das 
Verwerfliche der Handlungen der Angeklagten besteht 
ferner auch darin, daß sie — ausgehend von der Ver­
eitelung der beabsichtigten Steuermanipulationen durch 
die Finanzbehörden — gegen die ihrer Kontrollpflicht 
genügenden Mitarbeiter der Abteilung Finanzen in 
einer infamen, hinterhältigen Weise hetzte und damit 
zu erkennen gab, daß sie die Kontrolltätigkeit des 
Staates — desselben Staates, der ihnen nicht nur ein 
gutes Einkommen gesichert, sondern auch erhebliche 
Steuerbeträge erlassen hatte — verabscheute.

Unter diesem Blickpunkt stellt die Hetze der Ange­
klagten einen erheblichen Angriff auf unseren Staat 
dar, und die objektiven Kriterien des § 1 StEG-liegen 
nicht vor.

Zum anderen ist aber eine bedingte Verurteilung 
der Angeklagten auch deshalb nicht möglich, weil bei 
ihr nicht das Minimum sozialistischen Bewußtseins vor­
handen ist, das erforderlich ist, um einen Gesetzes­
verletzer ohne Freiheitsentzug zur Achtung vor der 
sozialistischen Gesetzlichkeit zu erziehen. Dies ergibt 
sich daraus, daß die Angklagte, wie das Bezirksgericht 
anführt, „ihr ganzes Leben in kleinbürgerlichen 
Kreisen verbracht“ hat. Aus dieser Ideologie heraus 
ist sie straffällig geworden und hat selbst Zurecht­
weisungen durch ihren Sohn in den Wind geschlagen. 
Dieser Einstellung entsprach ihr bürgerlicher Egoismus, 
der auch zur Bejahung und Billigung der durch ihren 
Ehemann betriebenen Steuermanipulationen führte. 
Das Hauptstreben dieser ihrer Ideologie ging dahin, 
auf Kosten des Staates und der Arbeiterklasse ein 
gemütliches Leben zu führen. Ihr hetzerisches Auf­
begehren in dem Augenblick, als der Staat Veranlas­
sung hatte, im Betrieb der Angeklagten nach dem 
Rechten zu sehen, zeigt deutlich die Unvereinbarkeit 
der ideologisch-politischen Einstellung der Angeklagten 
mit dem sozialistischen Bewußtsein der Arbeiterklasse. 
Ansätze zu einem fortschrittlichen, der Entwicklung in 
der Deutschen Demokratischen Republik Rechnung 
tragenden Verhalten waren bei der Angeklagten nicht 
erkennbar. Deshalb ist, im Zusammenhang mit dem 
von ihr begangenen Verbrechen gegen den Staat, die 
bedingte Verurteilung eine für die Angeklagte un­
geeignete Strafart. Gerade in solchen Fällen dürfen die 
heuen Strafarten in keiner Weise den Charakter fal­
scher Nachsicht tragen. Wenn das Bezirksgericht für 
die Handlung der Angeklagten nur eine Gefängnis­
strafe von fünf Monaten ausgesprochen hat, so ist 
darin bereits alles berücksichtigt worden, was zu ihren 
Gunsten herangezogen werden kann. Aus dem Dar­
gelegten ist es jedoch im Schutzinteresse unseres 
Staates nicht zu vertreten, die Angeklagte bedingt 
zu verurteilen.

§§ 3, 20 StEG; §§ 113, 185 StGB.
1. Voraussetzungen für die Anwendung des öffent­

lichen Tadels sind ein geringerer Grad der Gesell­
schaftsgefährlichkeit und noch höhere Anforderungen 
an die gesellschaftliche Erziehbarkeit des Angeklagten 
als bei der bedingten Verurteilung.

2. Der öffentliche Tadel ist bei antidemokratischen 
Delikten generell ausgeschlossen und bei bestimmten 
anderen schwerwiegenden Delikten, wie Widerstands­
und Rohheitsdelikten, nur ausnahmsweise dann an­
wendbar, wenn die objektiven Umstände der Tat und 
die Persönlichkeit des Täters dies rechtfertigen.

OG, Urt. vom 19. Juni 1958 — la Zst 8/58.
Durch Urteil des Kreisgerichts W. vom 14. März 1958 ist 

der Angeklagte wegen Widerstandes gegen die Staats­
gewalt in Tateinheit mit Beleidigung öffentlich getadelt 
worden.

Dem Urteil liegen im wesentlichen folgende Feststel­
lungen zugrunde:

Am Sonnabend, dem 25. Januar 1958, begab sich der An­
geklagte gleich nach Arbeitsschluß um 14.00 Uhr in eine 
Gaststätte. Er nahm dort erhebliche Mengen alkoholischer 
Getränke zu sich. Gegen 21.00 Uhr suchte er eine andere 
Gaststätte auf, in der er ebenfalls dem Alkohol zusprach. 
Um Mitternacht kam es zwischen den Gästen zu einer 
Schlägerei, an der der Angeklagte beteiligt war. Um diese 
Angelegenheit auf dem VP-Kreisamt zu klären, wurde 
der Angeklagte veranlaßt, den Wagen des Überfallkom­
mandos zu besteigen. Einer der Beschuldigten befand sich 
bereits im Wagen. Der Angeklagte setzte sich zu dieser 
Person. Da es unzulässig ist, daß zwei Verdächtige un­
mittelbar hinter dem Fahrer zusammen sitzen, wurde der 
Angeklagte aufgefordert, den Platz zu wechseln. Als er 
dieser Aufforderung nicht nachkam, wurde er gewaltsam 
zu einem anderen Platz gebracht. Dabei schlug er um sich, 
so daß sein Widerstand mit Gewalt gebrochen werden 
mußte. Bei seiner Ankunft im Revier geriet der Ange­
klagte in immer größere Erregung und beschimpfte die 
Angehörigen der Volkspolizei mit den Worten „Lumpen“ 
und „Banditen“.

Gegen dieses Urteil hat der Präsident des Obersten Ge­
richts Kassationsantrag gestellt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Soweit das Kreisgericht das strafbare Verhalten des 

Angeklagten als Widerstand gegen die Staatsgewalt 
beurteilt hat, ist dem Schuldausspruch zuzustimmen. 
Fehlerhaft ist jedoch die tateinheitlich ausgesprochene 
Verurteilung des Angeklagten wegen Beleidigung. Der 
Angeklagte hat Angehörige der Volkspolizei wegen 
ihrer staatlichen Tätigkeit in gemeiner Weise be­
schimpft. Seine Äußerungen sind folglich nach § 20 
StEG zu beurteilen, mit dem die Tätigkeit der Organe 
des Staates und der gesellschaftlichen Organisationen 
sowie des einzelnen Bürgers, der für staatliche Organe 
oder gesellschaftliche Organisationen tätig wird oder 
ihnen angehört, unter strafrechtlichen Schutz gestellt 
werden. Das Kreisgericht hat nicht erkannt, daß auch 
die Angehörigen der Volkspolizei in ihrer Dienstaus­
übung und in ihrer Zugehörigkeit zu einem Organ des 
Staates den umfassenden Schutz des § 20 StEG ge­
nießen. Die Beschimpfung der Angehörigen der Volks­
polizei mit den Worten „Lumpen“ und „Banditen“ ist 
ein Verächtlichmachen im Sinne einer Staatsverleum­
dung (zur Zeit der Tat § 131 StGB, jetzt § 20 StEG — 
da beide Gesetze einander gleichwertig sind). Der An­
geklagte hätte deshalb wegen Widerstandes gegen die 
Staatsgewalt in Tateinheit mit Staatsverleumdung ver­
urteilt werden müssen.

Das Kreisgericht hätte auch den Charakter der kör­
perlichen Mißhandlungen, deren sich der Angeklagte 
laut Aussagen der Zeugen R., G. und D. schuldig ge­
macht hat, untersuchen und feststellen müssen, ob 
diese im Rahmen der Widerstandshandlung begangen 
worden sind oder ob es sich um einen anderweitigen 
Angriff handelte.

Wegen der falschen rechtlichen Beurteilung und der 
allgemeinen Verkennung des Grades der Gesellschafts­
gefährlichkeit der vom Angeklagten begangenen Straf­
tat ist das Kreisgericht auch zu einem gröblich un­
richtigen Strafausspruch gelangt. Es hat zur Begrün­
dung des Strafausspruchs ausgeführt, daß der Ange­
klagte die notwendigen Lehren aus der Hauptverhand­
lung gezogen habe und deshalb die öffentliche Miß­
billigung ausreiche, um ihn zur künftigen Achtung 
der Gesetze unseres Staates anzuhalten. Es ist dabei 
nicht vom Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat, 
insbesondere den Umständen, unter denen sie be­
gangen wurde, ausgegangen und hat das Verhalten 
des Täters vor der Tat nicht berücksichtigt. Es hat 
nicht erkannt, daß auch die Anwendung des öffent­
lichen Tadels nur unter grundsätzlicher Beachtung der 
in § 1 StEG aufgeführten Kriterien möglich ist. Dabei 
ist jedoch zu berücksichtigen, daß der öffentliche Tadel 
ein noch geringeres Maß von Gesellschaftsgefährlich­
keit voraussetzt als die bedingte Verurteilung und 
noch höhere Anforderungen an die gesellschaftliche 
Erziehbarkeit des Angeklagten stellt (§ 5 Abs. 2 StEG).

Die Anwendung des öffentlichen Tadels als einer 
nicht mit Freiheitsentzug verbundenen, vorwiegend 
erzieherisch wirkenden Strafe setzt daher eine beson­
ders sorgfältige Prüfung aller objektiven und subjek-

490


